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An den Oberbürgermeister 
 
 

Gremium Sitzung am Öffentlichkeitsstatus 

Rat der Stadt Bielefeld 16.07.2026 öffentlich 
 
 
Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes): 
 
TOP 3.3:  „Resolution: Strukturelle Unterfinanzierung der Kommunen been-
den“   

 

 
Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 

zum oben genannten Tagesordnungspunkt stelle ich folgenden Ergänzungsantrag: 

Als neuer Punkt wird ergänzt: 

11. Erweiterung der kommunalen Finanzautonomie: Bund und Land werden aufgefordert, die 
rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Kommunen Gebühren, Beiträge und örtli-
che Steuern dort, wo dies sachgerecht und mit dem jeweiligen Abgabenzweck vereinbar ist, 
stärker an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger ausrichten kön-
nen. Ziel ist eine sozial gerechtere Finanzierung kommunaler Leistungen sowie eine Stärkung 
der kommunalen Finanzautonomie. 

Begründung: 
 

Die kommunale Finanzautonomie ist derzeit nur eingeschränkt ausgeprägt. Den Kommunen 
stehen im Wesentlichen die Grundsteuer, die Gewerbesteuer sowie einzelne örtliche Steuern, 
Gebühren und Beiträge zur Verfügung. Gleichzeitig bestehen nur begrenzte Möglichkeiten, 
diese Instrumente an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger aus-
zurichten. 



  
Bereits heute bestehen in einzelnen Bereichen, etwa bei Elternbeiträgen für Kindertagesein-
richtungen oder den Offenen Ganztag, gesetzliche Möglichkeiten einer einkommensabhängi-
gen Staffelung. In vielen anderen Bereichen sind Kommunen dagegen auf einheitliche Tarife 
oder eng begrenzte Sozialregelungen beschränkt. 

Der Ergänzungsantrag fordert keine Einführung konkreter neuer Steuern oder Abgaben. Viel-
mehr sollen Bund und Land den Kommunen dort, wo dies mit dem jeweiligen Abgabenzweck 
vereinbar ist, zusätzliche rechtliche Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen, um Gebühren, Beiträge 
und örtliche Steuern stärker an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit auszurichten. 

Hierdurch könnten Kommunen ihre Finanzautonomie stärken und zugleich sozial ausgewoge-
nere Finanzierungsmodelle entwickeln. 

 
 

Unterschrift: 

gez. Michael Gugat 

 


